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des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Vierten Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (4. ÄndG I.AG) 

- Drucksachen 97, 104, 133, 134, 339, 344, 345, 413, 
414, 445, 571, 588, 795, 1198, 1288 — 
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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 68. Sitzung am 23. Februar 
1955 beschlossene Vierte Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetz (4. ÄndG LAG) — Drudksachen 97, 104, 133, 134, 339, 344, 
345, 413, 414, 445, 571, 588, 795, 1198 — wird nadi Maßgabe der 
in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 26. Mai 1955 


Der Vermittlungsaussdiuß 


i. V. Dr. Sdiaefer 

Vorsitzender 


Kunze (Bethel) 
Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Änderungen 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(4. ÄndG LAG) 


1. Art. I Nr. 1 (§ 6 LAG) 

Art. I Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. § 6 erhält folgende Fassung: 

,§ 6 

Beitrag der öffentlichen Haushalte an 
den Ausgleichsfonds 

(1) Soweit das Aufkommen an Ver- 
mögensabgabe, Hypothekengewinn- 
abgabe und Kreditgewinnabgabe, auf 
das Rechnungsjahr bezogen, den Be- 
trag von 

im Rechnungsjahr 1955 

2600 Millionen Deutsche Mark, 
im Rechnungsjahr 1956 

2600 Millionen Deutsche Mark, 
im Rechnungsjahr 1957 

2600 Millionen Deutsche Mark, 
im Rechnungsjahr 1958 

2600 Millionen Deutsche Mark 

nicht erreicht, leisten die Länder 
einschließlich des Landes Berlin den 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Auf- 
kommen und idem vorgenannten Be- 
trag als Zuschuß an den Ausgleichs- 
fonds, jedoch nicht mehr als 90 vom 
Hundert des Aufkommens der Ver- 
mögensteuer. Bei der Berechnung des 
Aufkommens an Vermögensabgabe, 
Hypothekengewinnäbgabe und Kre- 
ditgewinnabgabe werden Beträge, die 
auf Grund der vorzeitigen Ablösung 
von Lastenausgleichsabgaben aufge- 
kommen sind, je mit 5 vom Hundert 
als Aufkommen des Ablösungsjahres 
und der nachfolgenden Rechnungs- 
jahre angesetzt. Die Länder einschließ- 
lich des Landes Berlin leisten den 


Unterschiedsbetrag nach dem Verhält- 
nis ihres Aufkommens an Vermögen- 
steuer im jeweils vorhergehenden 
Rechnungsjahr. 

(2) Bund und Länder einschließlich 
des Landes Berlin leisten ferner an 
den Ausgleichsfonds einen jährlichen 
Zuschuß in Höhe von 50 vom Hun- 
dert des Jahresaufwands des Aus- 
gleichsfonds für Unterhaltshilfe, höch- 
stens jedoch in Höhe von 440 Mil- 
lionen Deutsche Mark. Der Bund 
leistet ein Drittel dieses Zuschusses; 
die Länder einschließlich des Landes 
Berlin leisten zwei Drittel nach dem 
Verhältnis ihrer Steueraufkommen im 
jeweils vorhergehenden Rechnungs- 
jahr.“* 

2. Art. INr. 11 (§ 230 LAG) 

Tn Art. I Nr. 11 wird folgender neuer 
Buchstabe d eingefügt: 

„d) In Absatz 2 Nr. 3 (neu) werden die 
Worte , unter Nr, 1 bis 3* ersetzt 
durch die Worte ,unterNr. 1 oder2*.*‘ 

Die bisherigen Buchstaben d und e wer- 
den Buchstaben e und f. 

3. Art. INr. 31 (§ 272 LAG) 

Tn Art. I Nr. 31 wird folgender neuer 
Buchstabe b eingefügt: 

„b) In Absatz 2 Satz 2 erhält Halbsatz 2 
folgende Fassung: 

,dies gilt unter den Voraussetzungen 
des § 261 Abs. 2 Satz 2 für eine 
alleinstehende Tochter entsprechend.“* 

Der bisherige Buchstabe b wird Buch- 
stabe c. 
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4. Art. I Nr. 38 (§ 280 LAG) 

In Art. I Nr. 38 werden In § 280 Abs. 1 
LAG die Worte „§ 282 Abs. 2 Satz 2“ 
ersetzt durch die Worte „§ 282 Abs. 3“. 

5. Art. I Nr, 39 (§ 281 LAG) 

In Art. I Nr. 39 werden die Worte „§ 281 
Abs. 1 Satz 1“ ersetzt durch die Worte 
„§ 281 Satz 1". 

6. Art. I Nr. 43 (§ 285 LAG) 

In Art. I Nr. 43 wird dem § 285 LAG 
folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 Satz 1 gilt unter den 
Voraussetzungen des § 261 Abs. 2 Satz 2 
für eine alleinstehende Tochter entspre- 
chend; die Entschädigungsrente wird je- 
dodi nur so lange gewährt, bis Ihr Anteil 
an dem noch zur Verfügung stehenden 
Betrag verbraucht Ist.“ 

7. Art. I Nr. 52 (§ 323 LAG) 

In Art. I Nr. 52 wird dem § 323 Abs. 1 
LAG nach einem Semikolon folgender 
neuer Halbsatz angefügt: 

„Erträge der Hypothekengewinnabgabe, 
die hiernach im Jahre der Ablösung nicht 
für Zwecke der Wohnraumhilfe bereit- 
zustellen sind, sind zusätzlich als Aufbau- 
darlehen für den Wohnungsbau nach 
§ 254 Abs. 2 und 3 bereitzustellen.“ 

8. Art. I Nr. 60 (§ 348 LAG) 

Art. I Nr. 60 wird gestrichen. 

Art. I bisherige Nr. 61 bis 63 werden 
Art. I Nr. 60 bis 62. 

9. Art. I Nr. 60 — bisher Nr. 61 — (§ 350 b 
LAG) 

In Art. I Nr. 60 — bisher Nr. 61 — wird 
dem § 350 b LAG folgender neuer Ab- 
satz 3 angefügt: 

„(3) Die Länder können bestimmen, 
daß anstelle der Vorschriften des Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetzes auf öffentlich- 
rechtliche Geldforderungen des Aus- 
gleichsfonds die landesrechtlichen Vor- 
schriften über das Verwaltungszwangs- 
verfahren Anwendung finden.“ 

10. Art. I Nr. 60 — bisher Nr. 61 — § 350 c 
LAG) 

In Art. I Nr. 60 — bisher Nr. 6l — wird 
§ 350 c LAG wie folgt gefaßt: 


„§ 350 c 

Vergabe von Aufträgen 

§ 74 des Bundesvertrlebenengesetzes 
ist bei der Gewährung von Ausgleidis- 
leistungen nicht anzuwenden.“ 

11. Art. I Nr. 61 — bisher Nr. 62 — K 358 
LAG) 

In Art. I Nr. 61 — bisher Nr. 62 — 
werden in § 358 Nr. 2 (neu) LAG die 
Worte „§ 359 Abs. 2“ ersetzt durch die 
Worte „§ 259 Abs. 2“. 

12. Art. II Nr. 1 (§ 3 FestGes) 

Art. II Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 2 werden hinter 
den Worten ,oder den Sitz‘ die 
Worte eingefügt ,(bei Geldinsti- 
tuten: die Haupt- oder Zweig- 
niederlassung)". 

b) Folgende Absätze 9 und 10 wer- 
den angefügt: 

,(9) Als Geldeinlage bei einem 
Geldinstitut mit Sitz im Vertrei- 
bungsgebiet (Absatz 3 Nr. .2) gilt 
audi eine Geldeinlage bei einer 
Haupt- oder Zweigniederlassung 
eines Geldinstituts, die sich Im Be- 
reich einer von der Oder-Neiße- 
Linie durchschnittenen Gemeinde 
befand. 

(10) Als Anteil an einer Gesell- 
schaft oder Genossenschaft mit 
Sitz im Vertreibungsgebiet (Ab- 
satz 3 Nr. 3) gilt auch der Anteil 
an einer Kapitalgesellschaft oder 
an einer Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaft, die ihren 
Sitz im Reichsgebiet nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937 
westlich der Oder-Neiße-LInie 
hatte, deren Geschäftsleitung und 
sämtliche Betriebsstätten sich aber 
Im Vertreibungsgebiet befanden."“ 

13. Art. V§ 3 

In Art. V § 3 Abs. 2 wird am Ende der 
Klammerzusatz wie folgt gefaßt: 

„(§ 6 Abs. 2 Satz 1 in der Fassung dieses 
Gesetzes).“ 
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